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zurückzuverweisen, weil aus den folgenden Gründen eine 
Veränderung und Präzisierung der von den Klägern ge­
stellten Sachanträge geboten ist. (wird ausgeführt)

§§ 2 Abs. 2, 173 Abs. 1 ZPO.
1. Die Festlegung am Ende eines Protokolls der münd­
lichen Verhandlung: „Neuer Termin auf Antrag“ verstößt 
gegen die Pflicht des Gerichts zur zügigen Verfahrens­
durchführung.
2. Die Verfügung des Vorsitzenden, daß ein länger als drei 
Monate nicht betriebener Sachvorgang als erledigt gilt, 
beendet nicht das gerichtliche Verfahren. Es bleibt an­
hängig und ist auf Verlangen einer Prozeßpartei fortzu­
setzen. Da in einem solchen Fall eine Beendigung des Ver­
fahrens auf andere Weise 1.8. des § 173 Abs. 1 Satz 2 ZPO 
nicht vorliegt, kann auch nicht über die Kosten des Ver­
fahrens entschieden werden.
BG Leipzig, Beschluß vom 29. Juni 1978 — 5 BZR 99/78.

Die Prozeßparteien streiten, über den Verlauf der Grenze 
ihrer benachbarten Gartengrundstücke. Da sie seit dem
12. Januar 1978 keine auf die Fortsetzung des gerichtlichen 
Verfahrens gerichteten Aktivitäten erkennen ließen, hat 
der Vorsitzende der Kammer mit Verfügung vom 11. April 
1978 ausgesprochen, daß das Zivilverfahren nach der Ver­
fahrensaktenordnung als erledigt gilt. Die Kosten des Ver­
fahrens hat das Kreisgericht durch Beschluß der Klägerin 
auf erlegt.

Gegen diese Entscheidung hat die Klägerin Beschwerde 
eingelegt und beantragt, die Kosten des Verfahrens dem 
Verklagten aufzuerlegen.

Die Beschwerde hatte Erfolg.
4

Aus der Begründung:
Bei der gegebenen Sachlage durfte eine Kostenentschei­
dung nicht ergehen. Außerdem verstößt die Festlegung 
im Protokoll der letzten mündlichen Verhandlung „Neuer 
Termin erfolgt auf Antrag der Klägerin“ gegen die ge­
setzlichen Pflichten des Gerichts zur Lösung zivilrecht­
licher Konflikte, denn eine solche inaktive gerichtliche 
Verfahrensweise widerspricht den Aufgaben der Gerichte, 
wie sie in § 2 ZPO festgelegt sind. Danach ist das Gericht 
verpflichtet, die Verfahren konzentriert und zügig durch­
zuführen und alle für die Entscheidung erheblichen Tat­
sachen aufzuklären, wahrheitsgemäß festzustellen und 
nach den Rechtsvorschriften zu entscheiden. Dabei hat das 
Gericht den am Verfahren Beteiligten ihre Rechte und 
Pflichten zu erläutern und sie bei deren Wahrnehmung 
zu unterstützen.

Daraus ergibt sich, daß es in diesem Nachbarschafts­
rechtsstreit durchaus richtig war, am 12. Januar 1978 die 
mündliche Verhandlung mit der Festlegung zu beenden, 
daß die Prozeßparteien gemeinsam den genauen Grenz­
verlauf bestimmen, weil ihnen auf diese Weise anschaulich 
geholfen wurde, die beiderseitigen Interessen zu achten 
und das vom sozialistischen Zivilrecht (§ 316 ZGB) ange­
strebte.. verantwortungsbewußte Zusammenwirken zu 
üben. Es hätte aber nach der abzusehenden Beendigung 
der geplanten Meßarbeiten ein neuer Verhandlungstermin 
bestimmt oder wenigstens auf die Rücknahme der Klage 
orientiert werden müssen.

Es ist in einem solchen Fall nicht zulässig, einen Zivil­
prozeß bei Inaktivität der Prozeßparteien durch Verfügung 
des Vorsitzenden zu beenden. Die Festlegung in der Ver­
fahrensaktenordnung, daß ein Zivilverfahren als erledigt 
gilt, wenn der Sachvorgang länger als drei Monate nicht 
betrieben worden ist und keine Anträge gestellt worden 
sind, beendet nur den Aktenumlauf und hat statistische 
Bedeutung. Auf Verlangen einer Prozeßpartei muß das 
Verfahren jedoch fortgesetzt werden. Der gleiche An­
spruch kann nicht durch eine neue Klage geltend gemacht 
werden (§ 31 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO), weil eben ein diesen An­
spruch betreffendes Verfahren bei Gericht anhängig ist. 
Daher liegt in diesem Fall keine Beendigung des Verfah­

rens auf andere Weise gemäß § 173 Abs. 1 Satz 2 ZPO 
vor, so daß auch über die Kosten des Verfahrens nicht 
durch Beschluß entschieden werden durfte.

§ 14 ZPO.
Die schlüssige Darlegung des Grundes und der Höhe des 
geltend gemachten Anspruchs auf eine fällige Geldzahlung 
1st Voraussetzung für den Erlaß einer gerichtlichen Zah­
lungsaufforderung. An die Pflicht des Sekretärs, das Vor­
liegen dieser Voraussetzung zu prüfen, sind strenge An­
forderungen zu stellen.
BG Frankfurt (Oder), Urteil vom 2. Februar 1979 — BZK 
2/79.

Das Kreisgericht hat eine gerichtliche Zahlungsaufforde­
rung erlassen, nach der die Antragsgegnerin an den An­
tragsteller 1 575 M zahlen soll. Als Begründung wurde an­
geführt, daß die Antragsgegnerin durch Vollstreckungs­
maßnahmen einen unberechtigten materiellen Vorteil er­
langt habe. Das ergebe sich aus einer Vollstreckungsakte 
des Kreisgerichts.

Gegen die rechtskräftig gewordene gerichtliche Zah­
lungsaufforderung richtet sich der Kassationsantrag des 
Direktors des Bezirksgerichts, mit dem Verletzung des § 14 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 ZPO gerügt wird.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die schlüssige Darlegung des Grundes und der Höhe des 
Anspruchs ist nach § 14 Abs. 1 ZPO eine Zulässigkeits­
voraussetzung für den Erlaß einer gerichtlichen Zahlungs­
aufforderung. An die Prüfungspflicht des Sekretärs über 
das Vorliegen dieser Voraussetzung sind strenge Anforde­
rungen zu stellen, da eine gerichtliche Zahlungsaufforde­
rung nur auf dem vom Antragsteller dargelegten Sachver­
halt beruht und der mit der Zahlungsaufforderung in An­
spruch genommene Antragsgegner vor ihrem Erlaß keine 
Möglichkeit hat, zum Antrag Stellung zu nehmen.

Im vorliegenden Fall hat der Antragsteller die von ihm 
der Höhe nach bezifferte Geldforderung von 1 575 M nicht 
schlüssig begründet. Sein Hinweis auf die Vollstreckungs­
akte beim Kreisgericht wird dieser Anforderung nicht 
gerecht. Aus dieser Akte ergibt sich nicht, in welcher Höhe 
der Drittschuldner Pfändungen vom Einkommen des An­
tragstellers bis zur endgültigen Einstellung der Vollstrek- 
kungsmaßnahme vorgenommen hat und welche Beträge 
davon an die Antragsgegnerin überwiesen worden sind.

Der Betrag von 1 575 M ergibt sich lediglich aus den 
nichtbestätigten Angaben des Antragstellers, denen der 
Sekretär des Kreisgerichts bei der Einstellung der Voll­
streckung ohne jegliche Prüfung gefolgt ist ,

Bei dieser Sachlage oblag dem Sekretär gemäß § 14 
Abs. 3 ZPO die Verpflichtung, den Antragsteller zur Er­
gänzung der Begründung aufzufordern, mit der die Höhe 
des geforderten Geldbetrags gerechtfertigt wird, und ihm 
hierzu eine Frist zu setzen. Da dies nicht geschehen ist, 
fehlte es an den gesetzlichen Voraussetzungen für den 
Erlaß der gerichtlichen Zahlungsaufforderung.

Die Zahlungsaufforderung war daher auf den Kassa­
tionsantrag aufzuheben. Da die Entscheidung wegen man­
gelnder Sachverhaltsaufklärung aufgehoben werden mußte, 
war die Sache gemäß § 162 Abs. 1 ZPO an das Kreisge­
richt zurückzuverweisen.

Der Sekretär des Kreisgerichts wird nunmehr vom 
Antragsteller die fehlenden Angaben zum Antrag auf Erlaß 
der gerichtlichen Zahlungsaufforderung nachfordem müs­
sen. (wird näher ausgeführt)

§ 172 ZPO.

Zur Bestimmung des Gebührenwerts für das Beschwerde­
verfahren über die Verweisung eines Zivilrechtsstreits an 
ein anderes Kreisgericht.
BG Suhl, Beschluß vom 25. August 1978 — 3 BZR 118/77.


